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Die Deutsche Islam Konferenz (DIK) als Aushandlungsort
islamischer Präsenz?

Irene Schneider

In seiner Rede zum 20. Jahrestag der deutschen Einheit am 3. Oktober 2010 in Bremen be­
zeichnete Bundespräsident Christian Wulff die Zugehörigkeit zu Deutschl and als nicht auf
einen Pass, eine Familiengeschichte oder einen Glauben eingeengt. Christentum und Juden­
tum als religiöse Bekenntnisse zählten jedoch dazu. Aber, so fuhr er fort ,,[. . .] der Islam ge­
hört inzwischen auch zu Deutschland".' Wulffs Aussage zum Islam zeigt mit aller wün­
schenswerten Deutlichkeit, dass wir uns in einer post-säkularen religionspluralen
Gesellschaft befinden, in der Religion(en) als Wert wieder öffentlich und offenbar heftig ver­
handelt werden. Ist seine Feststellung aber zugleich auch als eine Abkehr von der so genann­
ten .Leitkulturdebatte ' ' zu verstehen? .Leitkultur", ein seit 2000 stark politisierter, deshalb
aber nicht unbedingt präziser Begriff, wird unter anderem auch mit der Vorstellung einer in
Deut schland vorherrschenden - christlich-jüdischen, mith in (auch) religiös geprägten - Kul­
tur verbunden, an die sich die Eingewanderten anzugleichen hätten.' Oder zeigt die Wulff­
sehe Äußerung erste Ergebnisse der seit 2006 tagenden Deutschen Islam Konferenz (DIK,
erste Phase 2006-2009, zweite Phase Beginn Sommer 2010) , die die Wahrnehmung des Is­
lams in der Öffentlichkeit als eine wichtige und große, vor allem aber auch aus vielen ver­
schiedenen Facetten bestehende Religionsgemeinschaft in Deutschland sicherlich befördert
hat?'

Der vorliegende Beitrag fragt nach den Aushandlungsprozessen der Konstituierung einer
muslimischen Öffentlichkeit, dem Sichtbarwerden von Muslimen in der Bundesrepublik im
Zusammenhang mit der DIK und nach einer möglichen muslimischen Zivilgesellschaft. Ich
stütze mich dabei auf den diskurstheoretischen Ansatz von Seyla Benhabib und, für die zivil­
gesellschaftliche Diskussion, auf Walter Reese-Schäfer,

Benhabib behandelt ausgehend von dem universellen Geltungsanspruch der Menschenrechte
und deren Transponierung in die nationalen Kontexte, der Beobachtung der weltweiten Zu­
nahme der Migration und einer Krise der staatlichen Territoria lität, jedenfalls aber des her-

Wulff, Christian: Vielfalt schätzen - Zusammenhalt fördern. FAZ vom 4.10.20I0, S. 8.

2 Zu Hintergründen und Differen zierungen der Leitkultur-Debatte s. Esser, Hartrnut: Wertekonsens
und die Integration offener Gesellschaften. In: Donner-Üretmek, Leila: Drei Jahre Deutsche Islam
Konferenz 2006-2009 (DlK) . Berlin 2010, S. 82-105, hier : S. 97-103 .

3 Hermani , Gabriele : Die Deutsche Islamkonferenz 2006-2009: Der Dialogprozess mit den Musli­
men in Deutschland im öffentlichen Diskurs . Berlin 2010, S. 120.



162 lrene Schneider

kömmlichen Verständnisses von Nationalismus und Nationalstaat", die Frage entstehender
neuer poli tischer Zugehörigkeif aus diskurstheo ret ischer Sicht. Sie untersucht die Grenzbe­
reiche der po litischen Gemeinschaft, indem sie die Frage nach der politischen Zugehörigkeit
"des Fremden", des "Anderen" zum modernen Nationalstaat stellt. Vor dem Hintergrund des
Verhältnisses zwischen universellen Menschen- und partikularen Bürgerrechten" kann cine
demokratische Nation ihrer Meinung nach sich nur dann als Sou verän konstituieren, wenn
sie Menschenrechte in ihrem Gesellschaftsvertrag zugrunde legt und konkretisiert." Politi­
sche Zugehörigkeit (po litical membership) ist hiernach der Status, der aus einer an bestimm­
ten Prinzipien und Praktiken orientierten Einbindung von Aus ländern und Fremden, Immi­
gran ten und Neuankömmlingen, Flüchtlingen und Asy lsuchenden in die bestehende
politische Praxis result iert. Poli tische Grenzen definieren die einen als Mitglieder, die ande­
ren als Fremde. Benhabib argumentiert , dass in einer Zeit der Migration neue Formen der
Zugehörigkeit entstanden sind und entstehen m üssen und nennt ihr Buch auch aus diesem
Grund "Die Rechte der Anderen"."

Prozesse der Eingliederung der "Anderen" können unterschiedlich verlaufen und werden
durch demokrat ische Iterationen begleitet. Unter "demokratischer Iteration" versteht Benha ­
bib komplexe öffentl iche Debatten, Verhandlungen und Lernprozesse, in denen Institutionen
des Rechts und der Politik und die Öffentlichkeit über univ ersalistische Rechtsansprüche
streiten, sie kontextualisieren, verteidigen und reformieren."

Meine Hyp othese lautet, dass die DIK als ein solcher Prozess verstanden werden kann bzw.
einen Prozess der poli tischen lteration angestoßen hat.

Im Rahmen demokratisc her Iterationen werden nach Benhabib im Bereich des Rechts über­
kommene Vorstellungen verä ndert und auch scheinbar unumstößliche Regeln erneuert. Es
handelt sich dann um jurisgenerative Debatten, die gewährleisten, dass das Volk einer Demo­
kratie nicht nur der Gegenstand, sondern auch der Urheber der Gesetze ist, denen es unter­
liegt.10

Gerade weil sich die politische Regelung der Zugehörigkeit unmittelbar auf die Selbstdefini­
tion und Zus ammensetzung des "demos", des Volkes , auswirkt, entzünden sich an ihr juris­
generative Debatten, in deren Verlauf das Volk zudem mit dem Widerspruch zwischen dem
rechtsstaatliehen Bekenntnis zu den universalistischen Menschenrechten und dem Bekennt-

4 Benhabib, Seyla: Die Rechte der Anderen: Ausländer, Migranten, Mitbürger. Frankfurt 2008,
S.1 6-24.

5 Ebd., S. 175.

6 Ebd., S. 33.

7 Ebd., S. 124.

8 Ebd., S. 13.

9 Ebd., S. 30.

10 Ebd., S. 177.
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nis zur demokratischen Abschließung im Rahmen eines Territoriums und der Definition des
eigenen "Volkes" konfrontiert wird.11 Während die Muslime in Deutschland aufgrund ihres
Menschenrechts auf Religionsfreiheit die Konstitu ierung ihrer Religionsgemeinschaft anstre­
ben, so meine Behauptung, werden sie in eine Debatte um ihre Zugehörigkeit in die deutsche
Gesellschaft hineingezogen.

Die über die Untersuchung iterativer Prozesse hinausgehend e Frage lautet dann: Kann die
DlK, können die durch sie angestoßenen Diskurse als demokratische Iterationen im Bereich
des Rechts, also als jurisgenerative Debatten bezeichnet werden?

Vorgeschichte

Grundlage des Prozesses, der schließlich in die Einrichtung der DlK mündete, ist die jahr­
zehntelange Präsenz von Muslimen in der Bundesrepublik. Religionsgemeinschaften, schon
gar eine zahlenmäßig so große wie die muslimische , haben nach dem Grundgesetz (GG Art.
4 sowie Art. 3 Abs. 3 und Art. 7 Abs. 3 und insbesondere Art. 137 Abs. 5 Weimarer Reichs­
verfassung in Verbindung mit GG Art. 140) ein vom Staat verbrieftes Recht der freien Religi­
onsausübung, Maßnahmen für die Eingliederung dieser Religion in das deutsche Staatsgefü­
ge müssen ergriffen werden. Die über die individuelle Religionsfreiheit hinaus gehenden
Garantien des deutschen Religionsverfassungsrechts knüpfen an das Vorliegen einer "Religi­
onsgemeinschaft" oder .Religionsgesellschaft" an. Darunter versteht man herkömmlich eine
Vereinigung von Menschen gleichen oder verwandten Glaubens zum Zwecke der allseitigen
Religionspflege. " Diese Vereinigung besteht bei den Muslimen bisher nicht. Aufgrund der
spezifischen Struktur des Islams als einer Religion ohne oberste Autoritätsinstanz und auf­
grund der religiösen, sozialen, politischen und ethnischen Heterogenität der Muslime" in
Deutschland, aufgrund auch der verschiedenen Ausprägungen , die islamrechtliche Normen
in den modemen Nationalstaaten angenommen haben," fällt eine einheitliche Strukturierung
und die Schaffung einer alle Muslime betreffenden "Kirche" nicht nur schwer, sie dürfte un­
möglich sein. Es ist deshalb auf die Dauer nur schwer hinzunehmen , dass den Muslimen un­
ter Hinweis auf ihre besonderen Strukturen der Zugang zu den staatskirchenrechtlichen For-

11 Ebd., S. 30.

12 Heinig, Hans Michael : Was sind die rechtlichen Vorgaben für eine Imamausbildung?, in: epd-Do­
kumentation, Kr. 13/14,2010, S. 12-17, hier : S. 14.

13 Vgl. hierzu Schneider, Irene: Muslime in der Diaspora - Probleme der Positionierung im säkula­
ren pluralistischen Staatswesen. In: Langenfeld, Christine ; Volker Lipp und Irene Schneider (Hg.):
Islamische Religionsgemeinschaften und islamischer Religionsunterricht: Probleme und Perspek­
tiven. Ergebnisse des Workshops an der Georg-August-Universität Göttingen, 2. Juni 2005. Göt­
tingen 2005, S. 61-72.

14 Zur Frage der Entwicklung "des" Islam in verschiedenen staatlichen modernen Kontexten , siehe
Schneider, Irene: Islamisches Recht zwischen göttlicher Satzung und temporaler Ordnung? Über­
legungen zum Grenzbereich zwischen Recht und Religion . In: Langenfeld, Christine und Irene
Schneider (Hg.): Recht und Religion in Europa - zeitgenössiche Konflikte und historische Per­
spektiven . Göttingen2008, S. 138-191.
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men der Kooperation mit dem Staat verweigert wird." Es werden also Formen für einen
Ansprechpartner gefunden werden müssen. Die aus juristischer Sicht notwendigen Voraus­
setzungen für eine Religionsgemeinschaft im verfassungsrechtlichen Sinn sind einmal eine
gemeinsame institutionelle Struktur und zum anderen eine inhaltliche Formulierung der ge­
nerell geltenden Glaubenssätze, die auch dem Grundgesetz nicht widersprechen dürfen.16

Zentrale - jurisgenerative - Fragen betreffen also den juristischen und gesellschaftlichen
Vertreter "d er" Musliminnen und Muslime in Deutschland nebst aller daraus folgenden Kon­
sequenzen , so zum Beispiel das Recht, den islam ischen Religionsunterricht an deutschen
Schulen nicht nur als Schul versuch zu implementieren und die nun offenbar kurz vor der
Umsetzung stehende Einrichtung von Lehrstühlen zur islamischen Theologie, wie vom Wis­
sensehaftsrat in seinem Papier vom 29 .01.2010 gefordert."

Die Islamkonferenz als solche ist bisher erst wenige Male Gegenstand einer wiss enschaftli­
chen Untersuchung geworden. Layla Donner Üretmek hat in ihrer Publikation "Drei Jahre
Deutsche Islam Konferenz 2006-2009" eine Bestandsaufuahme der Reden, der Beschlüsse,
der Zusammensetzung der Plena etc. gele istet. Diese Selbstdarstellung der DIK wird im Fol­
genden als Quelle für die Diskurse und Abläufe dienen, sie ist auf der Internetseite der DIK,
die ebenfalls als Quellengrundlage dient, abrufbar," Gabriele Hermani untersucht aufgrund
der Reden Wolfgang Schäubles die Etablierung des offiziellen Diskurses mit den Muslimen
und stellt die Frage, inwieweit diese Reden integrationsfördernde Bots chaften enthielten.
Weiterhin richtet sie den Fokus auf Medienbe iträge und Artikel." Die Perspektive von Her­
manis Beitrag liegt weitgehend auf der Analyse der Zielsetzung der Bundesregierung bei der
Implementierung der DIK, die sie als einen großen Schritt nach vorne im Mite inander zwi­
schen Staat und Muslimen beurteilt.

15 Langenfeld, Christine: Die rechtlichen Voraussetzungen für islamischen Religionsunterricht an öf­
fentlichen Schulen. In: Langenfeld, Christine u. a. (Hg): Islamische Religionsgemeinschaften und
islamischer Religionsunterricht (a. a. 0 .), S. 17-36, hier: S. 18.

16 Ebd., S. 19ff.

17 Siehe hierzu "Islamische Theologie in Tübingen, Münster und Osnabr ück". In: evangelisch.de
vom 14.10.20I0, abrufbar unter http://www.evangeliseh.de/themen/wissen/islamisehe-theologie­
in-t%C3%BCbingen-m%C3%BCnster-und-osnabr%C3%BCck24238 (abgerufen am 20.10.20I0).
Siehe auch die Empfehlung des Wissenschaftsrates vom 29.01.2010, unter http ://www.bmbf.de/
pubRDIWissenschaftsratEmpfehlung20IO.pdf (abgerufenam 20.10.2010), S. 77ff.

18 Donner-Üretmek: Drei Jahre Deutsche Islam Konferenz (a.a.O), S. 70-81; s. auch die offizielle
Webseite der Deutschen Islam Konferenz (DIK) unter http://www.deutsche-islam-konferenz.de/cl
n_ l IO/nn_1318688/SharedDocslAnlagen/DEIDIKlDownloads/DokumenteDIKIdik-broschuere-do
wnload.html?_nnn=true (abgerufen am 30.10.2010).

19 Herrnani: Die Deutsche Islarnkonferenz (a. a. 0 .), S. 19.
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Dagegen hat sich Schirin Amir-Moaz ami vor allem unter dem Geschlechteraspekt kritisch
mit der DIK auseinandergesetzt." Sie analysiert in ihrem Artikel "Islam und Geschlecht un­
ter liberal-säkularer RegierungsfLihrung - Die Deutsche Islam Konferenz" Zusammensetzung
und Zielsetzung der DIK vor dem Hintergrund von Foucaults Begriff der Gouvemementalität
als Ausfluss des staatlichen Versuches, Muslime in ihrem "Muslimsein" zu disziplinieren. Sie
argumentiert vor allem mit Blick auf die Geschlechterfrage, dass die DIK eher als Hinlei­
tung, ja, sogar Zwang zu bestimmten Normen zu sehen ist. Die DIK basiere auf der Voran­
nahme einer problematischen Differenz, die es nach relativ geschlossenen Kriterien zu nor­
malisieren gelte."

Der hier verfolgte Ansatz hat mit Amir-Moazamis Fragestellung den Fokus auf die muslimi­
sehe Partizipation in der DIK und weniger auf die bunde sdeutsch-regierungspolitische Per­
spektive gemeinsam. Anders als Amir-Moazami versuche ich zu zeigen, dass die DIK als dis­
kursiver Prozess zu sehen ist, in deren Verlauf neue Identitäten ausgehandelt und entwickel t
werden. Dabei soll und kann nicht geleugnet werden, dass der Staat und in diesem Fall das
einladende Bundesinnenministerium die "Staatsmacht" repräsentiert, dennoch soll deren
Wirken in Verschränkung mit dem Agieren muslimischer Organisationen und Individuen ge­
nauer betrachtet werden. Es wird zu diskutieren sein, ob die DIK als einseitiger Disziplinie­
rungsprozess zu sehen ist oder nicht doch durch ihn ein gesamtgesellschaftlicher Iterations­
diskurs im Sinne Benhabibs angestoßen wurde.

Quellenmaterialien sind neben der Selbstdarstellung der DIK die Aussagen von beteiligten
Akteuren und Medien- und Presseberichte.

1 Wer sind sie: die MigrantInnen aus den islamischen
Ländern?

Werner Schiffauer hat in seinem Artikel "Der unheimliche Muslim" (2007) vom "Phantasma
einer primären Identität" gesprochen: Einwanderer aus muslimischen Ländern würden seit
dem 11. September 2001 immer häufiger primär als Muslime und erst sekundär als Türken,
Iraner, Palästinenser wahrgenommen. Die Folge dieser Verschiebung sei, dass die Zahl der
"Muslime" nach oben schnelle - und damit die einhergehende Angst vor der Majorisierung
durch diese."

Die Veröffentlichung einer neuen bundesweit repräsentativen Studie von Haug/Müssigl
Stichs "Muslime in Deutschland" (Stand Juni 2009) , die durch die DIK initiiert wurde , liefert

20 Amir-Moazami. Schirin : Islam und Geschlecht unter liberal-säkularer Regierungsführung - Die
Deutsche Islam Konferenz. In: Brunner, Jose und Shai Lavi (Hg.): Juden und Muslime in Deutsch­
land: Recht , Religion, Identität. Göttingen 2009, S. 185-208.

21 Ebd. , S. 203.

22 Schiffauer, Werner: Der unheimliche Muslim - Staatsbürgerschaft und zivilgesellschaftliche
Ängste. In: Wohlrab-Sahr, Monika und Levent Tezcan (Hg.): Konfliktfeld Islam in Europa . Baden­
Baden 2007, S. 111-133, hier: S. 115.
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neues Zahlenmaterial. Sie basiert auf einer Befragung von mehr als 6000 Personen mit Mi­
grationshintergrund aus 49 islamisch geprägten Ländern. Demnach leben zwischen 3,8 und
4,3 Millionen Menschen in Deutschland, die sich selbst als Muslime bezeichnen. Sie stellen
damit zwischen 4,6 und 5,2% der bundesdeutschen Bevölkerung.

45% der Befragten hatten einen deutschen Pass , 55% eine ausländische Nationalität, aller­
dings vermisst man die Gruppe der Muslime ohne Migrationshintergrund. Die Studie berück­
sichtigt aber, dass viele Personen aus islamisch geprägten Ländern keine Muslime sind und
trägt mithin Schiffauers nur allzu berechtigte Warnung vor einer unkritischen Gleichsetzung
von Nationalität mit Religion Rechnung. Die Gruppe der Muslime wird als erwartungsgemäß
sehr heterogen" beschrieben, die Gruppe der Türkischstämmigen stellt 63% der Muslime in
Deutschland. Die zweitgrößte Gruppe mit 14% stammt aus den südosteuropäischen Ländern
wie Bosnien, Bulgarien, Albanien. Die drittgrößte Gruppe sind die Migranten aus dem Na­
hen Osten, sie stellen einen Anteil von 8% der in Deutschland lebenden Muslime. Die größte
konfessionelle Gruppe sind die Sunniten mit 74%, die zweitgrößte Gruppe stellen die Alevi­
ten mit 13%. 36% der Muslime schätzen sich selbst als stark gläubig ein. Durchgehend
kommt die Studie zu dem Ergebnis, dass muslimische Frauen gläubiger sind als muslimische
Männer.

In beiden Phasen der DIK sind die Verbände der Muslime vertreten. Das Ergebnis der Studie,
wonach die Verbände nicht die Mehrheit der Muslime in Deutschland repräsentieren, ist zwar
altbekannt," bedarf jedoch gerade vor dem Hintergrund der engen Kooperation zwischen
bundesdeutschem Staat und den Verbänden der genaueren Untersuchung. Wen vertreten die
Verbände, fiir wen sprechen sie, für wen können sie sprechen gerade bei so zentralen Fragen
wie den Inhalten des geplanten und geforderten islamischen Religionsunterrichts an deut­
schen Schulen oder bei der Besetzung von Professuren an deutschen Universitäten zur isla­
mischen Theologie?

20% der Befragten gaben an, Mitglied in einem religiösen Verein zu sein." Der bekannteste
muslimisch-türkische Verband ist die DiTiB, die eng mit dem türkischen Religionsministeri­
um zusammenarbeitet und mithin als staatlich (türkisch) kontrolliert gelten kann, 59% der
Personen mit türkischem Migrationshintergrund kennen sie . Ein Viertel der Muslime gibt an,
einen der folgenden Verbände zu kennen: Zentralrat der Muslime in Deutschland (ZMD),
Verein der islamischen Kulturzentren (VIKZ), Alevitische Gemeinde in Deutschland
(AABF). Lediglich 16% kennen den Islamrat (IRD), nur 10% kennen den 2007 gegründeten

23 Zur Heterogenitätder deutschen Muslime, vgl. Schneider: Muslime in der Diaspora (a. a. 0 .); Ro­
he, Mathias: Der Islam - Alltagskonflikte und Lösungen: Rechtliche Perspektiven. Freiburg 200 I.

24 Lemmen, Thomas: Aktuelle Entwicklungen innerhalb islamischer Organisationen in Deutschland.
In: Stanisavljevic, Andre und Ralf Zwengcl: Religion und Gewalt: Der Islam nach dem 11. Sep­
tember. Potsdam 2002; Spuler-Stegemann, Ursula: Muslime in Deutschland: Nebeneinander oder
Miteinander? Freiburg 1998; Wunn, Ina: Muslimische Gruppierungen in Deutschland: Ein Hand­
buch. In Zusammenarbeitmit Hamideh Mohagheghi. Stuttgart 2007.

25 Haug, Sonja; Stephanie Müssig und Anja Stichs: Muslimisches Leben in Deutschland. Im Auftrag
der Deutschen Islam Konferenz. Nümberg 2009, S. 167.
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Koordinationsrat der Muslime (KRM). Den höchsten Vertretungsgrad erzielt DiTiB, von der
sich 16% aller Muslime in Deutschland vertreten fühlen . Lediglich 2% der gesamten musli­
mischen Bevölkerung fühlen sich vom neuerdings gegründeten und als Dachverband fungie­
renden KRM vertreten." Weniger als ein Viertel der Muslime fühlt sich von den in der DIK
vertretenen Verbänden vertreten."

Aus der Perspektive des deutschen Staates stehen die Muslime vor allem vor folgenden He­
rausfordenmgen: Sie müssen sich selbst in angemessener Weise organisieren, um vom Staat
als Ansprechpartner akzeptiert zu werden, zugleich aber auch die Vereinbarkeit der islami­
schen Glaubenslehre mit dem Grundgesetz nachwei sen." Vor dem Hintergrund der ethni­
schen und religiösen Fraktionierung der muslimischen Gemeinschaft stellt dies die Haupthe­
rausforderung dar. Es bedarf eines intellektuellen Inputs der muslimischen Gruppen und
einzelner Personen, um einen "kleinsten gemeinsamen Nenner" eines Islamverst ändnisses zu
entwickeln, das für alle Muslime ebenso akzeptabel ist wie dem Selbstverständni s des säku­
laren deutschen Staates entsprechend. Dies wird auch von den Muslimen als Desiderat er­
kannt.

Eventuelle Kontl iktpunkte mit dem deutschen Gnmdgesetz sind traditionell-islamischrechtli­
che Interpretationen bezüglich der Gleichheit der Geschlechter, der Religionsfreiheit, und , im
europäischen Kontext wenige r zentral , der Körperstrafen, wie sie im Koran festgehalten sind.
Bisher bestehen unter den Muslimen Europas verschiedene Vorstellungen davon, wie ein sol­
cher Islam in säkularem Gewand konkret aussehen soll , wie mit der Interpretation der rele­
vanten KoransteIl en umgegangen werden muss , welche Interpretation des islamischen
Rechts die angemessene ist.29

2 Gibt es eine muslimische Zivilgesellschaft?

In der DIK lud der deutsche Staat Vertret er der Muslime ein, um mit dem Staat zu diskutie­
ren. Auf Anstoß der Politik begaben sich mithin im Jahr 2006 Muslime, Verbände und Ein­
zelpersonen, die offenbar vom Staat als Repräsentanten ihrer Glaubensgemeinschaft gesehen
wurden, in eine Auseinandersetzung mit Staat und Gesellschaft um ihre eigene organi satori­
sche Konstruktion.

Der Islamwissenschaftler Johansen hat formuliert, dass die Frage, was den Islam in Deutsch­
land ausmac he, nur durch die Muslime selbst beantwortet werden kann." Sicherlich können,

26 Ebd., S. 15-18, insbesondere S. 167-181.

27 Ebd., S. 179.

28 Langenfeld: Die rechtlichen Voraussetzungen (a. a. 0 .), S. 33.

29 Schneider: Muslime in der Diaspora (a. a. 0.); Rohe: Der Islam (a. a. 0 .).

30 S. dazu den äußerst erhellenden Artikel von Johansen, Haber: Staat, Recht und Relig ion im sunn i­
tischen Islam. Können Muslime einen religionsneutralen Staat akzeptieren? In: Ders. : Contingen­
cy in a Sacrcd Law. Leiden 1999, S. 263-348, hier: S. 264f. Siehe auch Schneider: Islamisches
Recht (a. a. 0 .).
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da auf staatlichen Zuruf zustande gekommen, die in der DIK vertretenen Muslime nicht per
se als "die" muslimische Zivilgesell schaft gesehen werden. Aber ist möglicherweise durch
die DIK ein Prozess angestoßen worden, der in die Formierung einer muslimischen Zivilge­
sellschaft mündet oder münden kann?

Um diese Fragen zu beantworten, muss die komplexe Frage der Definition von Zivilgesell ­
schaft behandelt und eine für diesen Zusammenhang konzipierte Arbeitsdefinition erstellt
werden.

Reese-Schäfer hat die Begriffsgeschichte der Zivilgesellschaft ein wunderbares Beispiel da­
für genannt , wie sich durch das Hin- und wieder Zurückübersetzen von Begriffen in und aus
verschiedenen Sprachen eine Präzisierung des Sinnes und ein Bedeutungswandel ergeben
können." Er kommt zu folgender Kurzdefinition, die am Ende eines langen ideengeschicht li­
chen und terminologischen Weges steht:

,,[. .. ] Zivilgesellschaft [bezeichnet heute] das Netzwerk von Assoziationen zwischen
dem Staat, dem Markt und dem privaten Bereich.?"

Holger Albrecht" verweist auf den Aspekt der Freiwilligkeit als grundlegend. Damit verbun­
den ist ein gewisses Organisationspotential, durch das sich zivilgesellschaftliche Akteure von
rein individuellen Beziehungsmustem z. B. in Klientel- und Lobbystrukturen abheben ." Aus
einer funktionalistisch -strukturalistischen Perspektive kommen zivilgesellschaftlichen Ak­
teuren bestimmte Funktionen zu, die zumindest zum Teil erfüllt sein müssen, nämlich der
Schutz von Individuen gegenüber staatlichen Eingriffen, die Vermittlung zwischen politi­
scher und unpolitischer Sphäre, eine Sozialisationsfunkliun, die Bildung sozialer Gemein­
schaften und eine Kommunikationsfunktion."

Als emanzipatorisch e Akteure der Gesellschaften leisten spontan entstehende Gruppen, Or­
ganisationen, Bewegungen und Personen unverzichtbare Funktionen in gesellschaftlichen
Meinungs- und Willensbildungsprozessen jenseits der vennachteten politischen Öffentlich­
keit, indem sie soziale Problembereiche thematisieren und aus der privaten in die politische
Sphäre tragen." Reese-Schäfer weist darauf hin, dass der Begriff der Zivilgesellschaft nicht
unproblematisch ist, weil die Aktivisten von Zivilgesellschaft immer auch Sprecher von Min-

31 Reese-Schäfer, Walter: Politisches Denken heute: Zivilgesellschaft, Globalisierung und Men­
schenrechte. 2. überarbeitete Auflage . München 2007, S. 58.

32 Ebd., S. 59.

33 Albrecht, Holger: Zivilgesellschaft und der vordere Orient: Das Prinzip Hoffnung und die Grenzen
eines sozialwissenschaftliehen Konzepts . In: Betz, Joachim und Wolfgang Hein (Hg.): Zivilgesell­
schaft. Wiesbaden 2005, S. 118-143, hier: S. 119.

34 Ebd., S. 119.

35 Croissant , Aure1; Lauth , Hans-Joachim und Wolfgang Merkei : Zivilgesell schaft und Transfonnati­
on: Ein internationaler Vergleich. In: Merkei , Wolfgang: Systemwechsel 5: Zivilgesellschaft und
Transformation, Unter Mitarbeit von Christian Henkes . Opladen 2000, S. 9-49, hier: S. 11- 14.

36 Ebd., S. 13-14.
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derheiten mit oder ohne Auft rag seien. Die Zivilgesellschaft könne eben auch als Legitimati­
onsersatz fungieren , wenn eine überzeugende Unterstützung nicht da sei, und dazu dienen
die Mehrheit politisch zu entmündigen." Er fordert, dass Zivilgesellschaft Zivilität aufwei ­
sen müsse, d. h. das diskussionsoffene Verhalten und den verhaltensmäßigen Filter, die die
Beliebigkeit von organisierten Sonderinteressengruppen im Zaum halten können. Basisakti­
vierung ohne Zivili tät müsse als Demokratie gefährdend angesehen werden." Die Aspekte
der Zivilität und Repräsentanz sind wichtige Faktoren, an denen sich auch islamische Orga­
nisationen und Gruppen in der Bundesrepublik messen lassen müssen .

Zunächst wäre die Frage zu klären, ob die großen muslimischen Verbände als zivilgesell­
schaftliche Vereine gelten können . Sie erfüllen dabei alle zweifelsfrei die Kriterien der
Staatsunabhängigkeit und der Freiwilligkeit der Mitgliedschaft und weisen eine gewisse Or­
ganisationsstruktur auf. Sie haben eine klare Vermittlerrolle zwischen Individuum und Staat
und schützen und vertreten die Muslime und ihre Interessen gegenüber deutschen Behörden,
darüber hinaus weisen sie eine Sozialisationsfunktion auf und bilden eine soziale Gemein­
schaft mit Kommunikationsstrukturen. Unter diesen Gesichtspunkten können sie als zivilge­
sellschaftliche Organisationen gelten .

Allerdings ist von verschiedenen Seiten" auf die teilweise expliziten, teilweise nicht offen
gelegten pekuniären und administrativ/politischen Abhängigkeiten von islamischen Staaten
verwie sen worden . Dies gilt für die DiTiIB, die von der Diyanet, der türkischen Religionsbe­
hörde, abhängig ist und über sie auch ihr Personal , v. a. die Imame , bezieht. Dies gilt auch
für viele andere Organisationen, ohne dass jedoch klar ist, wer hier genau die Geldgeber sind
bzw. wie die politisch en und/oder finanziellen Abhängigkeiten sich gestalt en." Weiterhin
wird moniert," dass die Verbände die Zahl ihrer Anhänger nicht korrekt angeben oder ange­
ben können, die Zahl der vertretenen Moscheevereine sei unklar, es würden unters chiedliche
Angaben gemacht. Die Studie "Muslime in Deutschland" hatte ergeben, dass nur 20% der
Muslime in Vereinen organis iert sind.

Lemmen monierte darüber hinaus die intransparente und wenig demokratische, um nicht zu
sagen autoritäre Organisation und Struktur der Verbände, so z. B. Wahlen, deren Ablauf
schwer nachvoll ziehbar ist. Er zeigt dies an einzelnen Beispielen."

37 Reese-Schäfer: Politisches Denken heute (a. a. 0 .), S. 61.

38 Ebd.

39 Haug u. a.: Muslimisches Leben in Deutschland (a. a. 0 .), S. 15-18 sowie S. 167-181 ; Lemmen:
AktuelleEntwicklungen (a. a. 0. ), vgl. etwa zum Islarnrat S. 144.

40 Lemmen: Aktuelle Entwicklungen (a. a. 0 .); Wunn: Muslimische Gruppierungen (a. a. 0.). Es ist
überraschend, dass die Struktur der Verbände, die oft auch personellen Verflechtungen derselben
untereinander und die Abhängigkeiten von ausländischen Vereinen erst ansatzweise untersucht
wurden.

41 Lemmen: Aktuelle Entwicklungen (a. a. 0 .), S. 129-141.

42 Ebd., passim.
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Vor diesem Hintergrund wird man die islamischen Verbänd e auf der nationalen Ebene und
den Supra-Verband des KRM wohl nur eingeschränkt als zivilgesellschaftliche Organisatio­
nen bezeichnen können. Die von Reese-Schäfer geforderte Zivilität und Repräsentanz sind
nicht oder jedenfalls nicht im ausreichenden Maß gegeben.

Wer aber könnte dann , rechtlich und/oder zivilgesellschaftlich, für "den" Islam sprechen?
Dazu können hier nur einige Überlegungen angestellt werden, die im Folgenden vor allem
mit dem Fokus der Diskussion um die Frage der Geschlechtergleichheit verbunden werden.
Eine abschließende Analyse müsste eine umfassende Bestandsaufnahme muslimischer Akti­
vitäten in der Bundesrepublik vornehmen, die hier nicht geleistet werden kann. Die Frage
nach der Geschlechtergleichheit ist ein zentraler Punkt kultureller Identität und Selbstveror­
hmg, es ist auch derjenige Punkt, der in der Öffentlichkeit wohl am heftigsten diskutiert
wird, der als kontliktträchtig im Sinne einer vermuteten Grundgesetzwidrigkeit ange sehen
wird."

Tezcan liefert eine mögliche Diskussionsgrundlage, indem er zwischen "pragmatischer" und
"orthodoxer" Religiosität unterscheidet." Unter "pragmatischer" Religiosität versteht er
nicht schriftorientierte, sehr auf die Praxis und an den lebenszyklischen Festen ausgerichtete
Religiosität. Hingegen zeichne sich "orthodoxe" Religiosität durch eine betonte Schriftorien­
tierung aus . Diese sieht er vor allem in den Verbänden repräsentiert, aber nicht nur dort. Ein
von ihm formuliertes Paradoxon besteht nun darin, dass man durch die Aufforderung der
"pragmatischen" Muslime, sich zu engagieren, sich zu repräsentieren und in die Öffentlich­
keit zu gehen, um letztendlich durch ein gemeinsames "Glaubensbekelilltnis" einen vom
Staat akzeptierten Vertreter ihrer Religionsgemeinschaft zu schaffen, etwas verlangt, was
dem pragmatisch-religiös gesinnten Menschen fremd ist." Hier verweist er auf das von Ree­
se-Schäfer angesprochene Problem, wonach die für eine soziale Gruppe sprechenden zivilge­
sellschaftlichen Vertreter nicht unbedingt eine repräsentative Auswahl darstellen."

Nökel kommt zum Ergebnis einer generellen männlichen Dominanz des organisierten Islam
neben einer Altershierarchie. Das heißt aber nicht, dass (gerade auch junge) Musliminnen
sich in Deutschland bisher überhaupt nicht in Verbänden zusammenschließen. Als Gruppe zu
erwähnen ist beispielsweise das Zentrum für islamische Frauenforschung und -förderung
(ZiF). Die Frauen dieser Vereinigung verstehen sich als Wissenschaftlerinnen, die den Islam
neu aus einer feministischen Perspektive auslegen. Die Entwicklung einer feministischen

43 Merkwürdigerweise hat Amir-Moazamiaußer einer intensiven Kritik an den säkularenTeilnehme­
rinnen der DIK keine weitergehendenÜberlegungen für eine weibliche Perspektive zu islamischen
Geschlechterpositionen vorzubringen, vgl. Amir-Moazami: Islam und Geschlecht (a. a. 0.),
S. 193-199. Die Frage der Geschlechterpositionen der in der DIK vertretenen islamischen Vereine
ignoriert sie völlig.

44 Tezcan, Levent: Einige Anmerkungen zur Religiosität in muslimischen Milieus. In: Donner-Üret­
mek: Drei Jahre Deutsche Islam Konferenz(a.a.O.), S. 70-81 , hier: S. 73-75.

45 Ebd., S. 74.

46 Reese-Schäfer: PolitischesDenken heute (a. a. 0 .), S. 62.
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Theologie auf der einen Seite und praktische Frauen- und Mädchenarbeit andererseits stehen
auf der Agenda."

Eine gleich falls große Wirkung in der Öffentlichkeit hat das Netzwerk HUDA, .Rechtlei­
tung"." Auf der eigenen Webseite präsentiert sich HUDA als unabhängi ger Zusammen­
schluss muslimischer Frauen in Deutschland. Die Frauen sind Herausgeberinnen der gleich­
namigen Zeitschrift HUDA . Sie verstehen ihren Verein als ein Forum für den Dialog zwi­
schen muslimischen Frauen in Deutschland. Sie wollen den innerislamischen Dialog fördern,
die muslimischen Frauen in ihrer Persönlichkeitsentwicklung stärken und einen Beitrag zur
Entwicklung und Praktizierung von islamischen Erziehungskonzepten liefern. Bei HUDA
wirkt auch Hamide Mohagheghi mit, eine iranischstämmige Juristin , die seit Mai 2010 Mit­
glied des Plenums der DIK ist. In ihrem Aufsatz "Der Mensch und seine Verantwortung" ent­
wirft sie ihr Menschenbild, wie es aus dem Koran und aus der Sunna abzuleiten sei." Neben
den Verbänden treten auch verstärkt muslim ische Intellektuelle wie Lamya Kaddor, Navid
Kermani oder Feridun Zaimoglu durch Buchveröffentlichungen und Medienauftritte in Er­
scheinung, die ihre religiöse Identität auf unterschiedlichste, individuelle Weise definieren.
Lamya Kaddor hat in ihrem Buch "Muslimisch, weiblich, deutsch" (2010) durch den Unterti ­
tel "Mein Weg zu einem zeitgemäßen Islam" deutl ich gemacht, dass es sich um private Re­
flexionen handelt . Dennoch sind diese als intellektuelles Angebot an die Leser ausgearbeitet
und auf konkrete Probleme (z. B. die Kopftuchfrage) zugeschnitten. In dem Kapitel "Islam in
schwarz-rot-gold'"" thematisiert sie die Hybridität ihrer Identität als "Araberin" (sie wurde
häufig als "Türkin" bezeichnet, eine sekundäre Ethnisierung über die Religionszugeh örig­
keit) und als "Deutsche", als "die Andere" und beschreibt beispielsweise die groteske Situati­
on, dass ihr, als in Deutschland aufgewachsenem Kind aufgrund ihres Namens ein Deutsch ­
förderkurs verordnet wurde." Für den Islam in Deutschland konstatiert sie eine noch große
"Blässe", aber auch beginnende Konturen." Sie formuliert als Leitfragen: Wie kann muslimi­
sches Leben in Deutschland aussehen? Wie kann man den Islam hier lebbar machen? Ist er
im 21. Jahrhundert angekommen'r" Wenn sie diese letzte Frage bejaht, dann ist es ihr zu­
gleich aber auch wichtig, bestimmten Gruppen, wie den Verbänden, die Deutungshoheit

47 Siehe hierzu die Webseite unter http://www.zif-koeln.de/7788.html(abgerufenam I3.ll .2010).

48 Spuler-Stegemann: Muslime in Deutschland (a. a. 0 .), S. 206-2 12; vgl. auch die Webseite des
Netzwerks unter http://www.huda.de (abgerufen am 22.10.2010).

49 Mohagheghi, Hamideh: Der Mensch und seine Verantwortung. In: Dies. und Klaus von Stosch.
Moderne Zugänge zum Islam: Plädoyer für eine dialogische Theologie. Paderborn 2010.

50 Kaddor, Lamya: Muslimisch, weiblich, deutsch! Mein Weg zu einem zeitgemäßen Islam. Mün­
chen 20 10, S. 75-91.

51 Ebd., S. 75.

52 Ebd., S. 79-80.

53 Ebd., S. 84.
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"des" Islams zu entwinden .54 Anhand der Kopftuchdebatte entwickelt sie auch Überlegungen
zu einer eigenen Koraninterpretation."

Auch andere, wie beispielsweise Navid Kermani" und Feridun Zaimoglu haben sich - neben
den Verbänden - zu einzelnen Themen geäußert. Kermani wendet sich vor allem gegen die
Essentialisierung des Islams," bezeic1met als grundlegend den Glauben an die Einheit Gottes
und an die Propheten, an die Auferstehung, das Gebet, das Fasten im Ramadan, das Bezahlen
der Armensteuer und die Pilgerfahrt nach Mekka und benutzt dies als Grundlage, die für den
Islam behauptete Einheit von Staat und Religion im Islam zu widerlegen."

Abschließend ist die Frage nach einer muslimischen Zivilgesellschaft nicht zu beantworten,
es sind nur einzelne medial präsente und verstärkt hervortretende Organisationen und Akteu­
re einer solchen bisher sichtbar. Die großen Verbände bleiben wichtige Player, auch wenn ih­
re Zivilität und Repräsentanz eingeschränkt ist. Daneben treten andere Verbände immer stär­
ker in die Öffentlichkeit , wie die oben genannte ZiF und HUDA, die lockerer strukturiert
sind und nicht beanspruchen , für "die" Muslime zu sprechen, sondern nur für einzelne Grup­
pen unter ihnen. Sie bilden in ihrem Selbstverständnis eine Plattform für Diskussionen. Gera­
de sie und die medial präsenten Einzelpersonen können als Teile dessen gesehen werden , was
als "muslimische Zivilgesellschaft" gelten kann.

3 Die Muslime und die DIK

3.1 Zielsetzung, Organisation und Akteure

3.1.1 Zielsetzung : Die erste Phase 2006-2009

Das einladende Ministerium selbst sah die DlK von Beginn an als langfristigen Kommunika­
tionsprozess." Sie sei eine gesamtstaatliche Dialogplattform zur Pflege der Beziehung zwi­
schen dem deutschen Staat und den Muslimen. Ziel sei die Verbesserung der institutionellen
(religionsrechtlichen) und gesellschaftlichen Integration."

54 Ebd., S. 85.

55 Ebd., S. 47-56.

56 Kennani, Navid: Wcr ist wir? Deutschland und seine Muslime. München 2009.

57 Ebd., S. 112.

58 Ebd., S. 117. Vergleiche dazu genauer und historisch differenzierter: Johansen: Staat, Recht und
Religion im sunnitischen Islam (a. a. 0 .).

59 Siehe die Webseite der DIK unter http://www.deutsche-is1am-konferenz.de/cln_ 11 O/nu_18757021
SubSites/DIKIDE/DieDIKIDIK06-09fTeilnehmerAlt/teilnehmer-alt-node.html?_ nnn=true (abge­
rufen am 05.11.2010).

60 Siehe die Webseite der DIK unter http://www.deutsche-islam-konfcrcnz.de/nn_ I318862/SubSitesl
DIK/DE/DieD1K1AufgabenZiele/aufgabenziele-node.html?_nnn=true (abgerufen am
30.10.2010) .
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Am 19. Mai 2006 sprach Schäuble zum Thema Europäische Migrationspolitik beim Sympo­
sium "Europäisches Einwanderungs- und Asylrecht"." Er erwähnte in diesem Zusammen­
hang erstmals sein Vorhaben, eine Islarnkonferenz abzuhalten. Dies sei angesichts der Tatsa­
che , dass Muslime Teil der deutschen und europäischen Gesellschaft seien, angebracht.f

Er sagte:

"Wir müssen diesen Weg gehen, damit wir einen Partner haben, um bestimmte Fragen
zu besprechen und regeln zu können, aber natürlich auch um zu vermitteln, dass Mus­
lime , die hier leben wollen, wissen und anerkennen müssen, dass die Scharia mit un­
serem Grundgesetz, mit europäischer Zivilisation, Kultur, Trad ition und Geschichte
nicht zu vereinbaren ist und dass man die Aufklärung in jeder Religion ein Stück weit
leisten muss . Bei manchen Muslimen muss ein stärkeres Verständnis für die Gleichbe­
rechtigung aller Menschen wachsen - und zwar nicht nur unabhängig von der Haut­
farbe, sondern auch unabhängig vom Geschlecht und ebenso für die Trennung von
staatlicher und religiöser Ordnung.?"

Ziel ist mithin, auf dem durch das Grundgesetz vorgegebenen Weg (s.o.), der ein Recht für
alle Religionsgemeinschaften festhält, vorwärts zu kommen zur Schaffung eines Ansprech­
partners des deutschen Staates und es damit den Muslimen zu ermöglichen, ihre Religion
auch öffentlich auszuüben, z. B. über islamischen Religionsunterricht. Der Staat bekennt sich
damit zum Recht dieser Muslime, eine solche Organisation zustande zu bringen und kommt
ihnen durch die Konferenz, die dazu eine Diskussionsplattform bieten soll, entgegen. Immer­
hin wäre dies nach Benhabibs Definition ein jurisgenerativer Akt: die Schaffung eines - oder
mehrerer - offizieller Ansprechpartner des deutschen Staates.

Schäubles Bemerkungen über "die Scharia", die er als unvereinbar mit "unserem" Grundge­
setz bezeichnet, und nicht nur als das, sondern auch als unvereinbar mit europäischer Zivili­
sation, Kultur, Tradition und Geschichte, zeigen indes aus islamwissenschaftlicher Perspekti­
ve eine weitgehende Essentialisierung und wenig differenzierte Betrachtung dessen, was als
"islamisches Recht" gilt und in seinen Ausprägungen vielfaltig und entwicklungsfähig er­
scheint." Immerhin formuliert er vorsichtiger, wenn er sagt: "Bei manchen Muslimen muss
ein stärkeres Verständnis für die Gleichberechtigung aller Menschen wachsen [. .. ]" .

61 Herrnani : Die Deutsche Islam Konferenz (a. a. 0 .), S. 34f.

62 Mithin erwähnt er die Muslime als Teil der deutschen Gesellschaft lange, bevor dies Wulff in sei­
ner eingangs zitierten Rede vom 03.10.2010 tat - ohne die mediale Aufmerksamkeit des Präsiden­
ten zu erzielen.

63 Herrnani : Die Deutsche Islam Konferenz (a. a. 0 .), S. 35-36.

64 Leider greifen aueh einige Vertreter der islamwissensehaftliehen Zunft, deren Aufgabe eine diffe­
renzierte Betrachtung wäre, in Medienbeiträgen solche Verallgemeinerungen auf: Vgl. hierzu etwa
den Artikel des prominenten Islamwissenschaftlers Tilman Nagel: Die unzeitgemäße Macht des
Scharia -Islams . FAZ vom 5.2.2008, S. 35. Siehe zu dem Versuch einer Analyse dieser verschiede­
nen unglücklichen Kategorisierungen des islamischen Rechts Schneider: "Islamisches Recht"
(a. a. 0 .), S. 142-146.
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In dem Vorwort zur Publikation "Drei Jahre Deutsche Islam Konferenz 2006- 2009" ist zu
lesen:

"Die Integration der Muslime in unsere Gesellschaft ist eine der Schlüsselaufgaben
unserer Zeit."65

Dieser Sprachgebrauch legt offen, dass Muslime nicht zu "uns" gehören, dass sie der Kate­
gorie der "Anderen", von denen Benhabib spricht, zuzuordnen sind, dass sie in "unsere" Ge­
sellschaft eingegliedert werden müssen. Dabei erhebt sich die Frage, wer die Maßstäbe für
die Integration setzt, wie sie aussehen und inwieweit die zu Integrierenden in den Prozess der
Festlegung dieser Maßstäbe und Prozesse einbezogen werden."

Der Aufbau von Verständnis und gegenseitiger Akzeptanz werden als die Hauptziele der DIK
genannt. Das Leitmotiv der DIK lautet "Muslimc in Deutschland - deutsche Muslime"."
Man könnte darüber spekulieren , ob dieses Leitmotiv eine Prozesshaftigkeit ausdrückt. Dies
würde eine Entwicklung von den in Deutschland lebenden Muslimen zu Muslimen , die sich
als Deutsche verstehen, beinhalten. Unter "deutschen" Muslimen werden aber häufig auch
Muslime ohne Migrationshintergrund verstanden ."

In einer Rede, die ebenfalls in der Publikation der DIK abgedruckt ist und die Wolfgang
Schäuble am 22.11.2008 in München anlässlich der Verleihung des Eugen-Biser-Preises ge­
halten hat, thematisierte er die Rolle der Religion und die Trennung von Staat und Religion,
spricht von "unserer" Religion, dem Christentum, wobei er das Possessivpronomen nun (im
geschriebenen Text) in Anführungszeichen setzte." Man könnte hierin einen ersten Ansatz
einer Problematisierung der "wir" und "die" -Kategorien erkennen. Schäuble formuliert mit
Bezug auf die spezifisch deutsche Form des Säkularismus und die "hinkende" Trennung von

65 Schäuble, Wolfgang : Vorwort. In: Donner-Üretmek: Drei Jahre Deutsche Islam Konferenz
(a. a. 0 .), S.I - 2, hier S. 1.

66 Dies wird im Weiteren noch deutl icher, siehe Schäuble. Vorwort (a. a. 0 .), S. I , denn Schäuble
führt weiter aus: "Der Integrat ionsprozess, der damit umschrieben wird , verlangt uns allen einiges
ab. Die Auseinanderse tzung mit dem Anderen, die konstruktive und kritische Diskussion über Un­
terschiede und Gemei nsamkeiten, erfordert die Bereitschaft zuzuhören, aber auch Gegensätze aus­
zuhalten." Vgl. dazu Seyla Benhabib in einem Interview in "Freitag" vom 25.08.2009: "Au ßerdem
gibt es in Deutschland immer noch das Problem, dass der Islam beziehungsweise Menschen mus­
limischen Glaubens als "anders" empfunden werden". Siehe: "Der Gast ist immer Mitbürger. Die
Philosophin Seyla Benhabib sieht ein demokratisches Defizi t in Deutschland" Freitag vom
25.08.2009, abrufbar unter http://www.freitag.de/kultur/0934-der-gast-ist-mitbuerger. abgerufen
am 16.10.2010.

67 Donner-Üretmek: Drei Jahre Deutsche Islam Konferenz (a.a.O), S. 7.

68 Siehe dazu Wohlrab-Sahr, Monika: Konversion zum Islam in Deutschland und den USA. Frank­
furt 1999.

69 Schäub le, Wolfgang: "Religiöse Vielfalt und gesellschaft licher Zusammenhalt in Deutschland" .
Festvortrag anlässlich der Verleihung des Eugen-Biser-Preises am 22. Nove mber 200g in Mün ­
chen. Abgedruckt in: Donner-Üretmek: Drei Jahre Deutsche Islam Konferenz (a. a. 0 .), S. 330­
337, hier: S. 330.
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Staat und Kirche" : "Unser säkularer Staat ist angewiesen auf die sinnstiftende Kraft der Re­
ligion"."

Indem er die DIK implementiert und dem Islam einen öffentlichen Raum gibt, produziert er
natürlich genau diese Zurückdrängung des säkularen und die gleichzeitige Förderung des re­
ligiösen Diskurses in der Bundesrepublik.

Die Ziele der Muslime bestanden darin, einen (oder mehrere) Ansprechpartner für den deut­
schen Staat zu bilden, um islamischen Religionsunterricht an den Schulen einzuführen, in
den Medien (ähnlich wie die Kirchen und der Zentralrat der Juden) präsent zu sein, Unter­
stützung im Moscheebau, bei der islamischen Bestattung etc. zu erhalten .

Ob oder ob nicht die Ergebnisse sich als Erfolg verkaufen lassen, ist unterschiedlich beurteilt
worden . Während einerseits vom großen "Islam-Palaver" die Rede war," wurde andererseits,
übrigens in demselben Medium, vermeldet," die Islamkonferenz sei "schon jetzt" ein Erfolg,
da das Thema " Islam" erstma ls politisch diskutiert werde, aber auch die beteiligten Muslime
miteinander ins Gespräch gebracht worden seien."

3.1.2 Organisation und Akteure

Von staatlicher Seite nahmen an der ersten Runde der DIK vor allem der zuständige Bundes­
minister Wolfgang Schäuble, die Staatssekretäre, die Abteilungsleiter und die Integrationsbe ­
auftragte der Bundesregierung teil. Die Landesminister und Vorstände der kommunalen Spit­
zenverbände vertraten die Länder und Kommunen ." Es gab in der ersten Phase drei
Arbeitsgruppen und einen Gesprächskreis, zu denen auch Wissenschaftler, vor allem Juris­
ten, aber aueh einige Islamwissensehaftler, berufen wurden . Die DIK tagte auf zwei Ebenen :
die Arbeitsgruppen und ein Gesprächskreis erarbeiten Positionen und Empfehlungen, die
vom Plenum, dem zentralen Organ, diskutier t wurden. Das Plenum "steuert so den Dialog
zwischen Staat und Muslimen" ." Die 30 Teilnehmer des Plenums setzen sich aus 15 Vertre-

70 Ebd., S. 331-332.

7 I Ebd., S. 332.

72 Siehe Bericht unter dem Titel "Minister Schäubles großes Islam-Palaver" . Frankfurter Allgemeine
Sonntagszeitung vom 30.04.2007, S. 6, abrufbar unter http://www.faz.netls/Rub594835
B6727l 4AI DBIAI2 I534FO IOEEIIDoc-ECDE67BA32E4 14F5ABIE3282640E3FC8B-ATpl-E
common- Scontent.htrnl (abgerufen am 12.10.2010).

73 Geyer, Christian: Islamkonferenz: An den Grenzen des Respekts. FAZ vom 30.04.2007, S. 35, ab­
rutbar unter http://m.faz.netlRubC4DECl IC008 I42959 I99A04A6FD8EC44/Doc-EEE8EOC92
6CAB4C068 IF7CF580E9E9EIB-ATpl-Epartner-Ssevenval-Scontent.xml (abgerufen am
12.10.2010).

74 Ebd.

75 Siehe Webseite der D1Kunter http://www.deutsche-islam-konfere nz.de/cln_IIO/nn_1875702/Sub­
Sites/DIKlDElDieDIKlDIK06-09ITeilnehmerAltlteilnehmer-alt-node.html?_nnn=true (abgerufen
am 05.I1.20 I0).

76 Donner-Üretmek, Drei Jahre Deutsche Islam Konferenz (a.a.O), S. 7.
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tern von Bund, Ländern und Kommunen zusammen und aus 15 muslimischen Vertretern, da­
runter fünf Vertreter muslimischer Verbände und zehn nichtorganisierte Muslime." Beim
4. Plenum am 25.06 .2009 waren folgende Verbände vertreten : DiTiB, VIKZ, IRD, ZMD,
KRM, AABF. Daneben waren unter den nichtorganisierten Musliminnen und Muslimen So­
zialwissenschaftler, mit Navid Kermani ein Orientalist, mit Feridun Zairnoglu ein Autor ne­
ben weiteren Berufsgrupp en vertreten."

Drei häufig als "säkular" bezeichnete Frauen, nämlich Syran Ates (Rechtsanwältin), Ezhar
Cezairli (Mitglied des ISL Hessen," Ärztin) und Necla Kelek (Autorin , Soziologin) traten in
den Medien mit islamkritischen Äußerungen hervor.

Nach einem Zeitungsbericht war die Auswahl der 15 Muslime so vorgenommen worden,
dass sie in etwa dem Verhältnis der in Deutschland lebenden Muslime entsprechen sollte:
fünf Vertreter der islamischen Verbände stünden für die gut eine Million mehr oder weniger
streng Gläubigen . Acht säkulare Muslime Einzelmuslime - vom Schriftsteller bis zur Zahn­
ärztin - stünden für die weite Mehrheit jener deutschen Muslime, die sich zwar zu ihrem
Glauben bekennen, ihm aber nicht ihren ganzen Alltag unterordnen."

3.1.3 Ergebnis der ersten Phase

Am 13. März 2008 wurde ein Zwischenresümee verabschiedet, das Empfehlungen zu folgen­
den Themen enthielt: Integration von Muslimen in die deutsche Gesellschafts- und Werteord­
nung und in die Ordnung des Grundgesetzes, Einführung eines konfessionellen islamischen
Religionsunterrichts iri deutscher Sprache, Bau und Betrieb von Moscheen, Berichterstattung
in Medien , gemeinsames Vorgehen gegen gewalttätige und extremistische Bestrebungen isla­
mistischer Vereinigungen." Damit stellt das Zwischenresümee eine Reflexion der gemeinsa­
men Ziele dar und könnte für einen Erfolg der Konferenz stehen. Alle Beteiligten, auch die
Verbände, haben sich mithin zur deutschen Gesellschafts- und Werteordnung des Grundge­
setzes bekannt. Erreicht haben sie Fortschritt e in praktischen Fragen wie Religionsunterricht,
Bestattung etc. Nicht erreicht wurde die Schaffung eines Ansprechpartners, die rein rechtlich
gesehen eigentlich die Voraussetzung dafür bildet.

77 Ebd., S. 8

78 Siehe die Webseite der DIK unter http ://www.deutsche-i slam-konferenz .de/cln_117/nn_1875702I
SubSites/DIKiDE/DieDIKiDIK06-09/TeilnehmerAlt/teilnehmer-alt-node.html?_ nnn=true (abge­
rufen am 12.10.2010).

79 Siehe die Webseite der ISL Hessen unter http://www.isl-hessen.de/ueberuns.php (abgerufen am
12.10.2010). Die Initiative von säkularen und laizistischen Bürgerinnen und Bürgern aus islamisch
geprägten Herkunft sländern in Hessen bekennt sich zu einer strikten Trennung von Religion und
Staat und der Ablehnung der Politisierung der Religion.

80 "Minister Schäubles großes Islam-Palaver" (a. a. 0 .). Die als "säkular" bezeichneten acht Musli­
me sind nicht explizit spezifiziert.

81 Donner- Üretmek, Drei Jahre Deutsche Islam Konferenz (a.a.O), S. 10.
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Hermani hat den Erfolg der DIK auf zwei Ebenen festgestellt: Zum einen sei mit der DIK ein
gesamtstaatlicher Rahmen für den Dialog mit den in Deutschland lebenden Muslimen eta­
bliert worden. Darüber hinaus habe der deutsche Staat einen Rahmen für den Dialog zwi­
schen den sehr vielfaltigen Strömungen und Positionen innerhalb des Islams in Deutschland
geboten. Diese vielfach als Meinungsstreit gedeutete Vielfalt von Positionen habe zur He­
rausbildung einer demokratischen Streitkultur unter den Muslimen in Deutschland beigetra­
gen.82

3.104 Die neue Phase 2010

Die DIK trat am 17.05.2010 zu ihrer Auftaktsitzung in der neuen Legislaturperiode mit ver­
änderter Zusammensetzung und Zielsetzung zusammen." Als Ziel wurde zwar weiterhin die
verbesserte gesellschaftliche und religionsrechtliche Integration der muslimischen Bevölke­
rung in Deutschland angegeben," die zweite Phase wurde aber als stärker praktisch ausge­
richtet beschrieben."

Als inhaltliche Schwerpunkte wurden institutionalisierte Kooperationen und integrationsbe­
zogene Projektarbeit, Geschlechtergleichheit, Vorbeugung gegen Extremismus, Radikalismus
und gesellschaftliche Polarisierung genannt. " Die grundsätzliche Frage der Schaffung eines
Ansprechpartners schien in den Hintergrund getreten zu sein. Die neue Zusammensetzung
der Einzelpersonen wurde damit begründet, dass neuen Personen die Möglichkeit zur Mit­
wirkung gegeben werden solle. Bei der Auswahl spiele Praxisbezug und Erfahrungen in Be­
zug auf die zu behandelnden Themen eine wichtige Rolle, auch die Vielfalt der religionspoli­
tischen Positionierungen solle berücksichtigt werden ." Die Vereine DiTiB, VIKZ und AABF
sind wieder vertreten, der ZMD hat auf eine Teilnahme verzichtet, IRD und KRM sind nicht
mehr dabei ." Kenan Kolat (TGD, Türkische Gemeinde in Deutschland) ist als Verbandsver­
treter und nicht mehr, wie in der ersten Phase , als Einzelperson dabei . Neu sind die Islami­
sche Gemeinschaft der Bosniaken in Deutschland (IGDB) und der Zentralrat der Marokkaner
in Deutschland (ZMaD). Bosnische Muslime mit den Bulgaren und Albanern bilden als süd-

82 Hermani: Die Deutsche Islam Konferenz (a. a. 0.), S. 120.

83 Siehe die Webseite der DIK unter http://www.deutsche-islam-konferenz.de/c1n_1l7/nn_1319566/
SubSites/DIKlDE/DieDlKIdiedik_node.html?_ nnn=true (abgerufen am 13.10.2010).

84 Siehe die Webseite der DlK unter http://www.deutsche-islam-konferenz.de/c1n_1l7/nn_1915142 /
SharedDocs/FAQ/DE/DIKl020-ziel-dik.html (abgerufen am 12.10.2010).

85 Siehe die Webseite der DIK unter htlp://www.deutsche-islam-konferenz.de/nn_I 318862/SubSites/
DIK1DE/DicDIKIArbeitsprogramm/arbeitsprogramm-node.html?_nnn=true (abgerufen am
30.10.2010).

86 Ebd.

87 Siehe die Webseite der DIK unter http://www.deutsche-islam-konferenz .de/cln_117/nn_1915142/
SharedDocs/FAQ/DE/DIKl070-warum-neue-tn-dik.html (abgerufen am 13.10.2010).

88 Siehe die Webseite der DIK unter http://www.deutsche-islam-konferenz.de/cln_1l7/nn_1915142/
SharedDocs/FAQ/DE/DlKIII O-koordinationsrat-dik.html (abgerufen am 13.10.2010).



178 Irene Schneider

osteuropäische Muslime in der Bundesrepublik zahlenmäßig nach den türkischen Muslimen
die zweitstärkste Gruppe, es folgen die arabischen Muslime.

Dem Islamrat (IRD) wurde nach Auskunft der Webseite der DIK wegen laufender Ermitt­
lungsverfahren und drohender Anklageerhebung eine ruhende Mitgliedschaft angeboten, je­
doch habe der IRD dieses Angebot abgelehnt." Der KRM ist als solcher nicht mehr Mitglied ,
sondern es wurden nur einzelne Dachverbände eingeladen . Der KRM habe keine eigene
Rechtspersönlichkeit, sondern arbeite als informeller Zusammenschluss, lautete das Argu­
ment. Weiterhin ist keine Frau im organisierten Islam vertreten.

Bei den Einzelpersonen hat sich das Geschlechterverhältnis ausgeglichen, es sind nun Män­
ner und Frauen zu gleichen Anteilen (5:5) vertreten. Mitglied ist beispielsweise die oben be­
reits erwähnte Hamideh Mohagheghi (Theologin)."

Feridun Zaimoglu, Mitglied des Plenums in der ersten Phase, hatte den Ausschluss der IRD
ebenso wie die seiner Meinung nach willkürliche Zusammensetzung der DIK durch de Mai­
ziere kritisiert." Das Bundesinnenministerium könne sich doch nicht die Islamkonferenz je
nach seiner saisonalen Meinung wie eine Tischgesellschaft neu zusammenste llen. Er habe
den Eindruck, es sei kein Dialogforum mehr, sondern eine Veranstaltung "Der Islam zu Gast
beim Innenminister"."

Auch die Verbände übten harsche Kritik. Alman Mazyek vom Zentralrat tat kund, der Dialog
werde von "oben herab" geführt ." Zwar wollte er nicht abstreiten, dass es Ergebnisse in der
"geflihlten" Integration gegeben habe, auch sei die Aussage Schäubles , der Islam sei ein Teil
Deutschlands, symbolisch sehr wichtig gewesen. In der faktischen Integration aber erlebten
die Muslime einen Rückschritt mit der zweiten Phase der DIK. Zusammensetzung, Themen,
Organisation seien alle vom Ministerium vorgegeben gewesen . Er kündigte an, seinen Ver­
band nun vor allem regional einsetzen zu wollen und berichtet davon, dass der ZMD in
Nordrhein-Westfahlen bei der Besetzung der Professur für islamische Religionslehre in

89 Siehe die Webseite der DIK unter http://www.deutsche-islam-konferenz.de/cln_1l 7/nn_ 1915142/
SharedDocsIFAQ/DE/DIKl IOO-islamrat-dik.html (abgerufen am 13.10.2010); siehe außerdem die
Stellungnahme des Islarnrats unter http://www.islamrat.de/index.php?option=com_con­
tent&view=article&id=69:islamrat-wird-nicht-mehr-an-der-islamkonferenz-teilnehmen&catid=34:
pressemitteilungen&ltemid=58 (abgerufen am 30.10.20 I0).

90 Siehe die Webseite der DIK unter http://v..'Ww.deutsche-islam-konferenz.de/cln_ 1l 7/nn_1877052/
SubSites/DIKIDE/DieD IK /NeueTeilnehmer/neue-teiInehmer-node.html?_ nnn=true (abgerufen
am 05.11.2010).

91 Interview mit Feridun Zaimoglu: "Verstehe Leitkultur-Geschwätz nicht" . taz vom 19.02.2010, ab­
rufbar unter http://www.taz.de/ i/politik/deutschlandlartikel/ i /verstehe-das-Ieitkultur-geschwaetz­
nicht (abgerufen am 16.10.20 I0).

92 Ebd.

93 .Dcr Dialog wird von oben herab geführt ", Interview mit Aiman Mazyek (ZMD) ZEIT-online
vom 14.07.2010, anrufbar unter http ://www.zeit.de/poli tik/20 1O-07/zentraIrat-muslime-islamkon
ferenz (abgerufen am 30.10.2010).
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Münster mitwirke." Auch der VIKZ kritisierte in einer Stellungnahme die neue - mehr prag­
matische - Ausrichtung und mahnte einen vorsichtigeren Umgang mit Begrifflichkeiten an.
So wurden beispielsweise Aus sagen des Programms zur "Geschlechtergerechtigkeit" krit i­
siert und es wurde darauf hingewiesen, dass die Lebenswelten von Migranten sehr inhomo­
gen seien. Der VIKZ forderte eine stärkere Auseinandersetzung mit der Islamfeindlichkeit,
sicherte aber seine intensive Mitarbeit an der zwe iten Phase ZU .

95

3.2 Was sagt die Auswahl der Akteure über die Zielsetzung des einladenden
Ministeriums aus?

Naeh Tezcan wo llte die Islamk onferenz der pragmatischen Religiosität Rechnung tragen, die
Ein ladung von zwei Dritteln nichtorganisierter Musliminnen und Muslime bzw. von Einzel­
personen lege das nahe." Pragmatische, nicht schriftorientierte, auf die Praxis ausgerichtete
Religiosität sah er, wie oben dargelegt, gerade nicht bei den Verbänden verortet, die einen
"orthodoxe n" Islam pro pagierten. Es wird im folgenden zu diskutieren sein, ob dieses von
Tezcan unterstell te Ziel der Auswahl tatsächlich in der Zusammensetzun g erkennbar wird.

Die Gewichtung von einem Drittel geg enüber zwe i Drit tel nichtorganisierten Muslimen lässt
den Verbänden auch in der zwei ten Phase immer noch ein hohes Maß der Vertretung, wenn
man bedenkt , dass überhaupt nur 20% der Muslime in Deutschland in Verbänden organisiert
sind." Dab ei war das ein ladende Min isterium offenbar bestrebt den Eindruck zu vermeiden,
der 2007 gebi ldete KM D könne den Rang eines offiziellen Ansprechpartne rs haben. Der or­
ganisierte Islam zeigte auch bei der neuen Phase keine Anstrengung in Richtung auf eine hö­
here Beteil igung von Frauen," während das Verhältnis der Gesch lechter bei den nichtorgani ­
sierten Muslimen in der neuen Phase paritätisch ist. Auch bei den nichtorganisierten
Mus limen und Musliminnen überraschte in der ersten Phase die hohe Anzahl von Personen
(4 von 10), die in Verbindung zu einem Verein genannt werden."

94 Ebd.

95 "Ergänzende Stellungsnahme des VIKZ zum künftigen Arbeitsprogramm der Deutschen Islam
Konferenz", 17.05.20I0, abrufbar unter http://www.vikz.de/publiell 00517%20Stellungsnah
me_VIKZ%20Arbeitsprogramm.pdf(abgerufen am 13.01.2011).

96 Tezcan: Einige Anmerkungen zur Religiosität in muslimischen Milieus (a. a. 0 .), S. 74.

97 Haug u. a.: Muslimisches Leben in Deutschland (a. a. 0 .), S. 15-1 8, vor allem S. 167-181.

98 Dies gilt auch für die anderen Plenarrunden mit einer Ausnahme: an der 3. Plenarsitzung am
13.03.2008 nahm Ayten Kiliearslan, Stellvertretende Generalsekretärin der DiTiTB, als Stellver­
treterin für Herrn Arslan teil.

99 So ist Ezhar Cezairli die Vorsitzende des Türkisch-Deutschen Clubs in Frankfurt a.M. und Mit­
glied des ISL Hessen, Kenan Kolat ist Bundesvorsitzender der Türkischen Gemeinde in Deutsch­
land, Badr Mohammed Generalsekretär des Europäischen Integrationszentrums, Nihat Sorgec ist
Geschäftsführender Gesellschafter im Bildungswerk in Kreuzberg GmbH. Die Unschärfe der
Trennung wird besonders am Beispiel Kenan Kolats deutlich, der in der ersten Phase als Einzel­
person geladen war, in der zweiten als Verbandsvertreter.



180 Irene Schneider

Eine klare Grenzziehung zwischen "nichtorganisierten" und "organisierten" Musliminnen
und Muslimen ist allerdings nicht möglich. Dies ist im Auge zu behalten, wenn dennoch im
Folgenden die Terminologie der .nicbtorganisierten" Musliminnen und Muslime oder "Ein­
zelpersonen" beibehalten wird , die sich an der Einladungsstrategie des Ministeriums
orientiert.

Die muslimischen Einzelpersonen der ersten Phase wurden medial meist als sehr säkular
und - undifferenziert - islamkritisch wahrgenommen. Drei ausgewiesene .Jslamkritikerin­
nen" sind die Soziologin Necla Kelec , die Ärztin Ezhar Cezairli und die Anwältin Seyran
Ates. !" Die 1957 in Istanbul geborene Sozialwissenschaftlerin und Frauenrechtlerin Necla
Kelec kämpft gegen die Unterdrückung der Frauen in türkischen Familien, die sie weitge­
hend "dem Islam" anlastet, und hat sich in ihrem Buch "Die fremde Braut" kritisch mit ar­
rangierten Ehen und Zwangsheiraten auseinandergesetzt. Sie kritisiert die Praxis, dass türki­
sche Jugendliche von ihren Eltern relativ jung mit Partnern aus der Türkei verheiratet
werden. Diese Praxis der "fremden Bräute" wie auch die türkischen und "islamischen" Tra­
ditionen ihrer Landsleute sieht sie als Hindernis für die Integration in die deutsche Gesell­
schaft. Ihre Zielsetzung in der Konferenz ist ein generelles Kopftuchverbot sowie die Teil­
nahme aller muslimischen Kinder am Schwimmunterricht und an Klassenfahrten.P'Auch
Ezhar Cezairli sieht sich als Säkulare bei der Islamkonferenz. Während Kelec jedoch zahlrei­
che Probleme dem "Islam" als Religion anlastet, befürchtet sie einen Etikettenschwindel,
wenn soziale Probleme religiös umformuliert und dann in die Zuständigkeit der religiösen
Verbände gegeben würden. Der KRM sei eine künstliche "Verkirchlichung".102 Seyran Ates
(geb . 1963), Rechtsanwältin und Frauenrechtlerin, setzt sich konkret für Frauen ein, die sich
scheiden lassen wollen , spricht sich gegen das Kopfruch aus, kritisiert vehement häusliche
Gewalt und Ehrenrnorde. Sie erklärte das Konzept der Multikulturalität für gescheitert und
setzte sich für eine klare Integration ein.'?' Sie hat das Vorwort zu dem Buch "Wir haben Er­
folg!" geschrieben, indem die kurzen Biographien von - wie der Untertitel besagt - 30 mus­
limischen Frauen in Deutschland zusammengestellt sind. Enthalten ist auch Ezhar Cezairlis
Lebens- und Erfolgsgeschichte. Ates und Cezairli würden sich mithin explizit als Muslimin­
nen bezeichnen.104

100 Amir-Moazami kritisiert diese Anwesenheit säkularer muslimischer Feministinnen heftig, vgl.
Amir-Moazami: Islam und Geschlecht (a. a. 0.), S. 193-199.

101 Islamkonferenz-Teilnehmer: Von radikal bis liberal. SpiegelOnline vom 27.09.2006,abrufbar un­
ter http://www.spiegcl.de/politik/deutschland/O.1518.439496.00.html(abgerufcn am 12.10.2010).

102 Interview mit Ezhar Cezairli: "Wir müssen uns gegen Etikettenschwindel wehren". FAZ vom
27.04.2007, S. 33, abrufbar unter http://www.faz.net/s/RubCF3AEBI54CE64960822FA5429AI8
2360IDoc-E05C76FE8664B4D9BADA40DOEBA6E23CC-ATpl-Ecommon-Scontent.html (ab­
gerufenam 12.10.2010).

103 Siehe den Wikipedia-Artikcl zu Seyran Ares unter http://de.wikipedia.org/wiki/Seyran_Ates (ab­
gerufenam 12.10.2010).

104 Finkelstein, Kerstin E.: "Wir haben Erfolg!" 30 muslimische Frauen in Deutschland. Köln 2008.
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Feridun Zaimoglu kritisierte bezüglich der ersten Phase, dass nicht auch eine überzeugte
Kopftuchträgerin im Plenum sitze und fragte , warum alle an der Konferenz teilnehmenden
Frauen bekennende Säkulare oder Islam-Kritikerinnen seien. Es fehle eine gläubige Musli­
min. '?' Amir-Moazami bezeichnet diese Dominanz säkularer Frauen als "nicht unschul­
dig".'?" Sie klassifiziert Geschlechterfragen als "intim", das Kopftuch als Ausdruck privater
Frömmigkeit':" und argumentiert, der Prozess der DIK habe zur Verfestigung der Kategorie
"säkularer Muslime" beigetragen. Die Popularität von Figuren wie Kelek , Ates oder Cezairli
sei symptomatisch für ein weitaus umfassenderes Phänomen, das eng mit der Produktion von
Subjektivitäten in liberalen Kontexten und konkreter mit der Zirkulation von Wissen über
den Islam in Deutschland in Verbindung stehe. So sei die Kategorisierung als "liberale" oder
"säkulare" Musliminnen oder gar als .Jslamkritikerinnen" nur im Zusammenhang mit einer
säkularen Ordnung zu deuten, die diese Kategorie erst möglich und nötig gemacht habe. 108

Diese Argumentation ist wenig überzeugend. Das Kopftuch ist nicht nur ein rein persönliches
Kleidungsstück, sondern kann in verschiedenen Kontexten völlig unterschiedliche, aber eben
auch politische Bedeutungen haben. '?' Darüber hinaus ist der Selbstbezeichnung der Akteure
Rechnung zu tragen . So sieht sich Cezairli als "säkular", gehört sie doch der ISL an, einer
"Initiative von säkularen und laizistischen Bürgerinnen und Bürger aus islamisch geprägten
Herkunftsländern", Andererseits haben sie und Ates sich, wie oben gezeigt, in die Biogra­
phienreihe erfolgreicher Musliminnen eingereiht. Soweit ich sehe, hat keine der Frauen sich
als "Nichtmuslimin" bezeichnet bzw. von ihrer Religion distanziert oder eine atheistische Po­
sition vertreten.

Darüber hinaus gibt es einen Diskurs um Säkularität durchaus auch in islamischen Ländern
und mithin auch dort Frauen, die sich als säkulare Feministinnen verstehen. JlO Denn auch in
den islamisch geprägten Ländern ist ein Ringen um die Frage der Rolle der Religion in Staat
und Gesellschaft zu beobachten, wobei jeweils konkret nachzufragen wäre, was unter "säku­
lar" zu verstehen und zu fassen ist. Die Kategorie des "säkularen" Muslims ist aber nicht nur
im Kontext eines säkularen Staates anzutreffen. Auch scheint gerade die Selbstbezeichnung
als .Jiberaler" oder "säkularer" Muslim dann , wenn sie nicht staatlicherseits erzwungen wird,

105 Geyer : Islamkonferenz: An den Grenzen des Respekts (a. a. 0.).

106 Amir-Moazami: Islam und Geschlecht (a. a. 0.), S. 194.

107 Ebd., S. 196.

108 Ebd., S. 194.

109 Siehe hierzu: Klein-Hessling , Ruth; Sigrid Nökel und Karin Wemer (Hg.): Der neue Islam der
Frauen: Weibliche Lebenspraxis in der globalisierten Moderne . Bielefeld 1999, darin insbesondere
folgende Beiträge: Lutz, Helma: Anstößige Kopftücher - Kopftuch-Debatten in den Niederlanden ,
S. 35-61 ; Venel, Nancy : Französische Muslimas: Glaubensbiographien von Studentinnen mit
Kopfruch, S. 81-105; Pusch, Barbara: Schleierhafter Protest? Zur Kopftuchdebatte in der Türkei,
S. 147-174; Werner, Karin: Vom wilden Teenager zur Bürgerin - Der Islamismu s als neue Form
der Vergesellschaftung junger Frauen in Ägypten , S. 249-276.

110 Badran , Margot: Feminists, Islam, and nation: Gender and the making of modern Egypt. Princeton
1995, S. 19-22 .
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hilfreich im Rahmen der " iterativen Diskurse" um die Aushandlung einer neuen Identität. Es
geht ja gerade darum, einen im säkularen Kontext lebbaren Islam zu entwickeln. Dies aber
ist ein Prozess, der eben von den AkteurInnen selbst getrage n und gestaltet werden muss.

Tezcans Vermutung, wonach der pragmatischen Religiositä t Rechnung getragen werden soll­
te, bestätigt sich anhand der Zusammensetzung nicht , selbst wenn dies das Ziel bei der Aus­
wahl der Personen gewesen sein sollte: Die meisten Einzelpersonen sind organisiert und set­
zen sich mith in öffentlich und bewusst für ihr Religionsverständnis ein, viele der
Teilnehmerinnen der ersten Phase sind eher säkular eingestellt.

Ohne dass den Diskussionen in den nun folgenden Jahren vorgegriffen werden soll und kann,
ist doch festzustellen, dass in der zweiten Phase ab 2010 die Rolle der Verbände einge­
schränkt wurde und sie damit ihrem Ziel der Organisierung eines Ansprechpartners nicht nä­
her gekommen sind. Man könnte formulie ren, dass der Staat dem ersten Versuch einer musli­
mischen Selbstorganisation auf der Basis der Verbände eine klare Absage erteilt hat.

Dagegen lässt sich eine neue Ausrichtung bei den nichtorganisierten MuslimInnen erkennen:
Hamideh Mohagheghi und Tuba Isik-Yigit, zwei bekennende Musliminnen, sind Mitglieder
des Plenums . Hamide Mohagheghi ist bereits mit theologischen Überlegungen und Konzep­
ten hervorgetreten. Mit einem Imam, Abdelmalik Hibaoui, wird eine Person einbezogen, die
im religiösen Kontext aktiv ist, Bemd Ridwan Bauknecht ist ein Muslim ohne Migrations­
hintergrund.!" Turgut Yüksel ist, wie vorher Ezhar Cezairli, Mitglied des ISL und mith in sä­
kular orientiert. Aber die säkularen Muslime sind keinesfalls mehr prominent. Die Ausrich­
tung könnte bedeuten, dass nicht nur ein formales Argument aufgegriffen wurde, sondern
auch und gerade mit der Auswahl von bekennenden Musliminnen der Frage der Entwicklung
neuer islamischer Auslegungen zu den bekannten Geschlechterfragen Rechnung getragen
wurde.

4 Kann man die DIKals einen iterativen, jurisgenerativen
Prozess bezeichnen?

In seinem Buch "Die Einbeziehung des Anderen" schreibt Jürgen Habermas:

"In der rechtlichen Konstruktion des Verfassungsstaa tes besteht eine Lücke, die dazu
einlädt, mit einem naturalistischen Begriff des Volkes ausgefüllt zu werden. In norma­
tiven Begriffen allein lässt sich nämlich nicht erklären, wie sich die Grundgesamtheit
j ener Personen, die sich vereinigen, um ihr Zusammen leben mit Mitteln des positiven
Rechts legitim zu regeln, zusammensetzen soll. Normativ betrachtet sind die sozialen
Grenzen einer Assoziation freier und gleicher Rechtsgenossen kontingent.v'"

111 Vgl. dazu den Artikel "Ein Spiegel der eigenen Lebenswelt", Nordsee -Zeitung, abrufbar unter
http://wV\.W.nordsee-ze itung.de/index.php?puid= 1&pageid=380&diid=3&tsArID=22 8408 (abgeru­
fen am 13.10.2010).

112 Haberrnas, Jürgen: Die Einbeziehung des Anderen : Studien zur politischen Theorie. Frankfurt
1996, S. 139.
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Benhabib prognostizie rt, dass wir am Ende des hergebrachten Verständnisses von "Volk", am
Ende des Modells einer homogenen Bürgerschaft stehen und fragt provozierend, ob wir die
Diversifizierung der Staatsbürgerschaft bedauern sollen.

Ich habe eingangs die Hypothese aufgestellt, dass die zu beobachtenden Prozesse in der D1K
mit Benhabib als iterative Prozesse im Sinne von Aushandlungsprozessen, in denen über­
kommene Normen in Frage gestellt und neu bewertet werden, bezeichnet werden können .
Religion , hier die islamische Religion , könnte am Ende des iterativen Prozesses als integraler
Bestandteil der deutschen Kultur und mithin des deutschen Volkes stehen .

Während Amir-Moazarni die DIK als einen staatlichen Disziplinierungsprozess bewertet, der
dazu führt, die Differenz des .Muslimseins" zu schaffen, als abweichend darzustellen und
mit der herrschenden Norm in Einklang zu bringen , betone ich, dass die Differenz des "Mus­
limseins" nicht diszipliniert, sondern in einem iterativen Prozess in die säkulare Rechts- , Ge­
sellschafts - und Werteordnung eingegliedert wird. In diesem Prozess ändern sich beide Dis­
kurspartner, indem sie eine neue Identität aushandeln und ausarbeiten . Folgende Gründe
führe ich dafür an:

I. Die eingangs zitierte Wulffsche Rede zeigt, auch wenn sie auf Kritik (und natürlich Zu­
stimmung bei den muslimischen Verbänden) stieß, dass rhetorisch der Islam nicht mehr aus­
gegrenzt wird. Er wird als Teil Deutschlands gesehen.

2. Die Sichtbarkeit der Muslime in Deutschland ist durch die DIK und deren Medienpräsenz
gestiegen , auch die Sensibilität dafür, wie inhomogen und vielfältig die Gruppe der Men­
schen ist, die sich als Muslime bezeichnen,

3. Die im Zusammenhang mit der Konferenz herausgegebene Studie von HauglMüssig/
Stichs zu Muslimen in Deutschland zeigt ein differenziertere s Verständnis "der Muslime",
untersucht Migration nicht nur vor dem Hintergrund der islamischen , sondern auch anderer
Religionszugehörigkeiten, bezieht ethnische, soziale und ökonomische Faktoren und Fragen
der Integration und der Bildung, des Umgangs mit der deutschen Gesellschaft mit ein.!" Da­
durch, dass die Studie leicht und kostenlos über die Webseite der DIK zugänglich ist, erhöht
sich ihre Verbreitung.

4. Moazami hatte die DIK als einen staatlichen Regulierungsprozess gesehen, der auch Nor­
men "intimster" Art, wie die GeschlechtersteIlung, regelt und die Geschlechtervorstellungen
an die der Mehrheitsgesellschaft angleichen will.!" Einmal abgesehen davon, dass, wie be­
reits die feministische Forschung festgestellt hat, die Geschlechterfrage eben nicht nur "in­
tim", sondern von großer öffentlicher Bedeutung ist und sich Kulturen über ihre Geschlech­
terrollen definieren, übersieht sie konkret die verschiedenen Bedeutungsmöglichkeiten des
Kopftuches. Das Übergewicht säkular gesinnter Teilnehmerinnen ist in der zweiten Phase er-

113 Die Diskussion um eine holzschnittartige Argumentation wurde durch das Erscheinen des Buches
von Thilo Sarrazins Buch "Deutschland schafft sich ab", München 20 I0 - noch vor der Wullf..
sehen Rede - angeheizt. Auf die daraus result ierende Integrationsdebatte kann hier aus Platzgrün­
den nicht eingegangen werden.

114 Amir-Moazami: Islam und Geschlecht (a. a. 0 .), S. 194.
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heblieh reduziert worden, bekennende Muslime und Musliminnen wurden stärker berück­
sichtigt, die Zahl der Frauen unter den Einzelpersonen ist nun gleich hoch wie die der Män­
ner. In dem sensiblen Gebiet der Aushandlung neuer Geschlechterverständnisse - als
Muslimin in Deutschland - ist dies ein kluger Schachzug bei der Besetzung gewesen. Denn
damit werden die Diskursprozesse um diese zentralen Fragen in die Hände auch von solchen
Musliminnen gelegt, die sich explizit mit der Frage der Entwicklung eines in Deutschland
lebbaren Islams beschäftigen. Hingegen haben sich die Verbände mit ihrer teilweise konser­
vativen Gesehlechter- und Rollenvorstellung selbst desavouiert.

5. Wissenschaftliche Studien zuvor, aber auch die von der Konferenz initiierte Studie "Mus­
lime in Deutschland", hatten ergeben, dass die großen Verbände keinesfalls eine Mehrheit,
eher eine Minderheit von 20% der Muslime vertreten. Das Innenministerium hat mit der Än­
derung der Besetzung des Plenums insofern darauf reagiert, als nun andere Verbände einbe­
zogen wurden . Damit wird zum einen im Plenum der Vielfalt der muslimischen Gruppen
Rechnung getragen. Es bedeutet aber zum anderen den Ausschluss einer großen Anzahl von
Moscheegemeinden, die vom IRD und dem ZMD vertreten werden.

6. Wenn mithin auch die großen Verbände nicht per se als "die" muslimische Zivilgesell­
schaft gesehen werden können, sondern aus den oben dargelegten Gründen bestenfalls als ein
Teil derselben , so treten doch jetzt, mit den Einzelpersonen in der ersten und aueh in der
zweiten Phase der DIK genügend Akteure in die Öffentlichkeit , die eine innermuslimi sche
Debatte um die Frage der Entwicklung der Theologie vorantreiben könnten. Dabei setzt sich
der "iterative Diskurs" mit der deutschen Gesellschaft sowohl innerhalb der muslimischen
Gemeinschaft, aber durch Publikationen und mediale Präsenz auch außerhalb der DIK fort.
Die Formierung einer muslimischen Zivilgesellschaft ist nicht auf die TeilnehmerInnen der
DIK begrenzt bzw. an sie gebunden

7. In mindestens zwei Punkten gibt es klare Erfolge und Fortschritte der Integration, also
Auswirkungen der iterativen Prozesse auf staatlicher Ebene, nämlich im islamischen Religi­
onsunterricht und in der Implementierung der islamischen Theologie an deutschen Universi­
täten.

Aus diesem Grund bewerte ich die DIK selbst und ihre Auswirkungen als einen iterativen
Prozess im Sinne Benhabibs . Es handelt sich um komplexe öffentliche Debatten, um einen
Verhandlungs- und Lernprozess , in dessen Verlauf ein grundlegendes Menschenrecht , die
Religionsfre iheit (GG Art. 4), für die konkrete Situation einer in Deutschland relativ neuen,
stark vertretenen religiösen Gruppe, dem Islam, zwischen den Institutionen des Rechts und
der Politik und der Öffentlichkei t bzw. der muslimischen Zivilgesellschaft verhandelt wird.!"
Es ist zweifelsfre i ein Prozess in Gang gesetzt worden, der zum Ziel hat, die Ausgrenzung im
Sinne Benhabibs aufzuheben , ein Prozess einer Neubestimmung von Identitäten von Mitbür­
gern muslimischen Glaubens , der auch Rückwirkung auf die Mitbürger nicht-rnuslimischen
Glaubens hat.!"

115 Benhabib : Die Rechte der Anderen (a. a. 0 .), S. 30.

116 Ebd., S. 202.
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Die nächste zu klärende Frage wäre, wieweit die DIK auch als jurisgenerativ zu sehen ist.

Wichtige Diskurse , die im Rahmen der DIK als jurisgenerativ gesehen werden können, be­
treffen mithin:

I. die - grundlegende - Frage des Ansprechpartners;
2. die Frage des Religionsunterrichts;
3. die Frage der Ausbildung der Imame an deutschen Universitäten.

Ad I. Zentral und bisher nicht gelöst ist die Darstellung des Islam als Religionsgemeinschaft.
Diese ist nicht gelungen, die Verbände sind in ihrem Versuch, mit der Schaffung des KRM
einen solchen zu präsentieren, gescheitert. Der Prozess ist diffizil und muss die verschiede­
nen, oben skizzierten Bereiche der muslimischen Zivilgesellschaft in Deutschland einbezie­
hen. Es geht im Grunde genommen um die Entwicklung eines "deutschen Islams" (bzw. "eu­
ropäischen Islams" : Bassam Tibi, Tariq Ramadan), eines "zeitgemäßen Islams" (Lamya
Kaddor), der in Deutschland lebbar ist. Die Benennung "deutscher Islam" stößt vielfach auf
Widerstand aus Gründen, die hier nicht weiter diskutiert werden k örmen." " Die inhaltliche
Debatte muss jedoch geführt werden, da sich ohne ein gemeinsames Konzept, einen gemein­
samen "Nenner" dessen, was als Islam in einem säkularen bzw. religions neutralen Staat ver­
standen werden kann und muss, kein Ansprechpartner für den Staat herausbilden kann. Ge­
gen Amir-Moazamis Sicht der repressiven Rolle des deutschen Staates ist einzuwenden, dass
dies ein (Diskurs-)Prozess ist, der genuin nur von Musliminnen und Muslimen selbst geleis­
tet werden kann.

Ad 2. Mit Bezug auf die Frage des Religionsunterrichts wurden eine Absichtserklärung gege­
ben, Richtlinien verabschiedet und auf die Kompetenz der Länder verwiesen, die nun kon­
krete Schritte unternehmen müssen. In der Selbstdarstellung der DIK im Internet wird zu­
nächst festgeste llt, dass in einigen Bundesländern wie Bayern und Niedersachsen der
islamische Religionsunterricht als Schulversuch bereits laufe, es wird auf das wegweisende
Papier der Plenumssitzung vom 13.03.2008 verwiesen . Bei den formalen Voraussetzungen
wird aber wieder auf die Schaffung einer Religionsgemeinschaft verwiesen, wie auch darauf,
dass die Inhalte des Unterrichts mit dem Grundgesetz übereinstimmen müssten .!"

Ad 3. Zur Frage der Ausbildung der Imame an deutschen Universitäten gab am 14.10.20 10
die Bundesministerin für Bildung, Annette Schavan, bekannt , dass in Tübingen und Osna­
brück/Münster künftig islamische Theologie unterrichtet werden solle. Der Unterricht sollte

117 Bassam Tibi versteht unter Euro-Islam den Abschied des Islam von Scharia und Dschihad, Musli­
me müssten die Trennung von Religion und Staat akzeptieren. Siehe Tibi, Bassam: Keine Selbst­
aufgabe dureh totale Anpassung an den Westen - Der Euro-Islam ist nur im Einklang mit der kul­
turellen Modeme möglich. In: Das Parlament, Nr. 32-33, 2005, abrutbar unter http://webar
chiv.bundestag.de/cgi/show.php?fiIeToLoad=1717&id=1149 (abgerufen am 15.11.2010). Tariq
Ramadan tritt für eine neue europäische Identität ein. Vgl. hierzu Ramadan, Tariq: Muslimsein in
Europa: Untersuchung der islamischen Quellen im europäischen Kontext. Marburg 2001.

118 Siehe die Webseite der DIK unter http://www.deutsche-islam -konferenz.de/cln_ 11O/nn_1864580/
SubSites/DIK/DE/ReligionBildung/ThemaDIK/thema-in-dik-node.html?_nnn=true (abgerufen
am 22.10.20 I0).
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bereits im akademischen Jahr 2011/2012 aufgenommen werden. !" was nicht viel Zeit für die
Einrichtung der Professuren, die Entwicklung der Curricula und die Besetzung der Professu­
ren durch geeignete Personen lässt. Wer aber sind die geeigneten Personen?

Der Wissenschaftsrat hatte konkret empfohlen, die Besetzung der Professuren durch die Bei­
räte zu regeln, an denen die Muslime beteiligt werden sollen, blieb jedoch die Antwort schul­
dig, wie diese Beiräte ausgewählt werden sollen. 120

Hier stellt sich nun dasselbe Problem wie im Religionsunterricht: Eigentlich kann juristisch
korrekt die Einrichtung von theologischen Lehrstühlen nicht garantiert werden, wenn es kein
klares Verfahren zur Besetzung gibt, ein klares Verfahren kann es ohne Ansprechpartn er
nicht geben.

Iterative Prozesse sind, so lässt sich abschließend konstatieren, mithin im Gang, jurisgenera­
tiv im engeren Sinn, nämlich mit dem Ergebnis der Schaffung eines Ansprechpartners für
den deutschen Staat, kann man diese Prozesse bisher nicht nennen. Auf praktischer Ebene
findet man die Schulversuche und die Implementierung der Islamischen Theologie . Vorerst
lässt sich deshalb vor allem die .monnative Kraft des Faktischen", gegeben durch die Not­
wendigkeit, dem Islam in Deutschland mehr Öffentlichkeit zu geben, beobachten.

119 Siehe hierzu "Islamische Theologie in Tübingen, Münster und Osnabrück". In: evangelisch.de
vom 14.10.20 10, abrutbar unter http ://www.evangelisch.de/themen/wissen/islamische-theologie­
in-t%C3%BCbingen-m%C3%BCnster-und-osnabr%C3%BCck24238 (abgerufen am 20.10.20 I0).
Siehe auch die Empfehlung des Wissenschaftsrates vom 29.01.2010, abrutbar unter http:/
/www.bmbf.de/pubRDlWissenschaftsratEmpfehlung201O.pdf (abgerufen am 20.10.20 I0), S. 77ff.
Es ist von Seiten der Islamwissenschaftler nicht die Einrichtung der Theologie als solche, wohl
aber ihre irreführende Benennung als "Islamische Studien" heftig kritisiert worden . Siehe hierzu
"Kritik an den neuen lslamstudien". Tagesspiegel vom 19.10.2010 , abrufbar unter http://www.ta
gesspiegel.de/wissenJkritik-an-den-neuen-islamstudienI1960326.html (abgerufen am 13.1.20 11)
und die Stellungnahme der IslamwissenschafUer auf der Internetseite der "Deutschen Morgenlän­
dischen Gesellschaft", abrufbar unter http:/ /www.dmg-web.de/pdf/Stellungnahme_Islamstudi
en.pdf (abgerufen am 19.11.2010). Von der - religionswissenschaftlich arbeitenden, mithin keine
bekenntnisorientierte Theologie vertretenden - Islamwissenschaft wird gefordert, durch die Be­
nennung des Faches als "Islamische Theologie" und seine Ansiedelung an den theologischen Fa­
kultäten die Unterschiede in der Fächerkultur deutlich zu machen. Zudem erachten sie eine Regu­
lierung der Beiräte , die die Ausschreibung und Besetzung der Professuren mitbestimmen sollen,
für notwenig . Vgl. hierzu Heinig: Was sind die rechtlichen Vorgaben für eine Imamausbildung
(a. a. 0 .), hier: S. 12f.

120 Siehe die Empfehlung des Wissenschaftsrates vom 29.01.20 I0, abrutbar unter http:/
/www.bmbf.de/pubRDlWissenschaftsratEmpfehlung201O.pdf (abgerufen am 20.10 .2010) , S. 77ff,
hier: S. 83.


